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S A T Z U N G

Des Vereins
§1

Name und Sitz

1. Der Verein führt den Namen "ES GEHT LOS" e.V. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Bremen 

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr 

4. Der Verein erwirbt die Mitgliedschaft im Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband  Landesverband Bremen e.V. 

§ 2

Vereinszweck

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

Zweck des Vereins ist die Förderung der Jugendhilfe bei behinderten älteren Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen außerhalb der Schule o.ä. 

Der Verein hat sich die Förderung der ästhetischen Bildung zum Ziel gesetzt, da für behinderte ältere Kinder, Jugendliche und Erwachsene kaum Freizeitangebote bereitgehalten werden. Des Weiteren strebt der Verein an, ein integratives Freizeitangebot für behinderte und nichtbehinderte ältere Kinder, Jugendliche und Erwachsene zu fördern. 

Unter pädagogischer Anleitung werden Theaterprojekte zum Zusammenspiel mit anderen ästhetischen Ausdrucksformen, wie z.B. Musik, Spielpädagogik, Bewegung und Tanz, mit den oben genannten Zielgruppen entwickelt und zur Darstellung gebracht. 
§ 3

Selbstlosigkeit

1. Der Verein strebt keine parteiliche oder konfessionelle Anbindung an, er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

2. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus Mitteln des Vereins. 
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3. Die Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung der Aufhebung des Vereins keine Anteile des Vereinsvermögens. 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 
§ 4

Mitgliedschaft

1. Mitglieder können natürliche und juristische Personen sein, welche die satzungsmäßige Ziele (§2) des Vereins unterstützen wollen. 

2. Über den Antrag auf Aufnahme in den Verein entscheidet der Vorstand. 

Gegen die Ablehnung der Aufnahme kann die Mitgliederversammlung angerufen werden. 
§ 5

Beendigung der Mitgliedschaft

1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, Ausschluss, Streichung von der Mitgliederliste oder Austritt aus dem Verein. 

Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Der Austritt kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von 6 Wochen einzuhalten ist. 

2. Wenn ein Mitglied schuld haft oder in grober Weise die Interessen des Vereins
verletzt oder trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von Mitgliedsbeiträgen im Rückstand ist, so kann es durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen werden. Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme gegeben werden. 

Gegen den Ausschließungsbeschluss kann Berufung bei der Mitgliederversammlung eingelegt werden. 

§ 6

Mitgliedsbeiträge

Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses oder Mitgliederversammlung. 

Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Beiträge ganz oder teilweise erlassen oder stunden.
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§ 7

Vorstand

1. Der Vorstand besteht aus drei Mitgliedern. 

2. Der Vorstand im Sinne § 26 BGB sind der/die Vorsitzende und die Stellvertreter. Er vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Je zwei Vorstandsmitglieder sind gemeinsam vertretungsberechtigt.  

3. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf zwei Jahre gewählt. Eine Wiederwahl ist möglich. Der/die Vorsitzende und der/die Stellvertretende werden von der Mitgliederversammlung in gesondertem Wahlgang bestimmt. Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit so lange im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind und ihre Amtstätigkeit aufnehmen können. 

Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus, so kann. die Mitgliederversammlung für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wählen. 

4. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung einem anderen Mitglied des Vereins übertragen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Tagesordnung. 

b) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung. 

c) Abschluss und Kündigung von Verträgen. 

d) Vorbereitung des Haushaltsplanes, Buchführung, Erstellung des Jahresberichtes. 

5. Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. 
§ 8

Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung ist einmal Jährlich vom Vorstand einzuberufen. 

2. Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder die Berufung ¼  sämtlicher Vereinsmitglieder unter Abgabe von Gründen vom Vorstand verlangt wird. 
-4-

3. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich durch die Vorsitzende / den Vorsitzenden oder ein von ihr/ihm beauftragtes Vorstandsmitglied unter gleichzeitiger Bekanntgabe der Tagesordnung. Die Einladung gilt als rechtzeitig, wenn sie spätestens zwei Wochen vor dem Tag der Versammlung abgesandt und an die letzte der/dem Vorsitzenden/dem von dem Mitglied benannte Anschrift gerichtet ist. 

4. Der Mitgliederversammlung sind die Jahresabrechnung und der Jahresbericht zur Beschlussfassung über die Genehmigung und über die Entlastung des Vorstandes schriftlich vorzulegen. Die Mitgliederversammlung bestellt einen Rechnungsführer, der dem Vorstand nicht angehören darf, um unangemeldet die Einnahmen und Ausgaben, sowie den Kassenbestand einschließlich Jahresabschluss zu prüfen und über das Ergebnis vor der Mitgliederversammlung zu berichten. 

      Die Mitgliederversammlung entscheidet ferner über die Geschäftsordnung. 

5. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung zur ersten Mitgliederersammlung hinzuweisen. 

6. Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, dass von einem Vorstandsmitglied zu unterzeichnen ist. 

7. In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erhalten, ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten. 
§ 9

Auflösung des Vereins

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. Der Beschluss kann nur nach rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden. 

2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zecke, fällt das Vermögen des Vereins an den Landesverband des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband, der es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige bzw. mildtätige Jugendhilfezwecke zu verwenden hat. 
Bremen, den 20.03.2012
